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Große Koalition 
Es kommt, wie es nach dem Ausgang der Wahl zum 18. Deut-
schen Bundestag kommen musste. Das Wählervotum war ein-
deutig-zweideutig und das Wahlvolk hat sich allem Anschein
nach stärker an Personen und weniger an Sachthemen orien-
tiert. Die FDP wurde abgestraft und versucht sich nun unter
Führung von Christian Lindner und Wolfgang Kubicki neu zu
erfinden. Der zwischen den Koalitionären ausgehandelte Ver-
trag umfasst 185 Seiten und soll die Zusammenarbeit der drei
Parteien in der bevorstehenden Legislaturperiode regeln. Die
neue Bundesregierung kann dann ab Jahresbeginn ihre Arbeit
aufnehmen.
Das ist gut für Deutschland – aber schlecht für die Demokratie.
Einer etwa vier Mal stärkeren Regierung (sowohl nach dem
Wahlergebnis als auch nach Sitzen) steht eine Opposition ge-
genüber, die nicht einmal wesentliche Instrumente eines de-
mokratischen Rechtsstaates (z. B. Einberufung von Ausschüs-
sen) nutzen kann. Vielleicht sollte man einmal darüber nach-
denken, die Abgeordneten der Oppositionsparteien für eine
Legislaturperiode in unbezahlten Urlaub zu schicken und die so
erzielten Einsparungen zum Abbau der Schuldenlast verwen-
den. Hierzu gibt es nur eine Alternative: Die Bundesregierung
will Möglichkeiten schaffen, dass die Abgeordneten der Oppo-
sitionsparteien bestimmte Rechte ausüben können. Bislang
spricht man aber nur von längeren Redezeiten – das ist absurd
und bringt nur noch mehr Geschwafel in die Bundestagsreden.

Allen Mitgliedern und Partnern wünschen wir ein ruhiges
Weihnachtsfest sowie beste Gesundheit und viel Erfolg im
neuen Jahr. 
Ihr EMU-Team 
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Diese permanente Aussage hat den zurückliegenden Wahlkampf erheblich
bestimmt und sogar beeinflusst.

Wie gut es uns in der Bundesrepublik geht, zeigen auch weitere „eminent
wichtige Themen“ wie zum Beispiel die Durchsetzung des Betreuungsgeldes
oder die Ausländermaut, für die es bis zum heutigen Tage nicht einmal ein

Grundkonzept gibt. So lange solche
Themen, oder die Erprobung der Pa-
ketdrohnen von DHL oder Amazon
die Schlagzeilen beherrschen, kann
man eigentlich nur zu dem Ergebnis
kommen, dass es in unserem Staat
keine anderen Probleme gibt – also
geht es uns gut – zumindest sagen
das 75 % unserer Bürger.

„Nein, nein und abermals nein“ liebe Volksvertreter, so geht das nicht! 
Der Bürger und der Mittelstand erwartet konkrete und ehrliche Antworten
auf weitaus brennendere Fragen wie zum Beispiel zu den Themen: 

• Steuer: Abschaffung der so genannten kalten Progression

• Banken: Affären der Großbanken, Dispozinsen und Existenzgründung 

• Rente: Rentenbeiträge, Renteneintrittsalter, Grundrente und Mütterrente

• Gesundheit: Gesundheits- und Pflegekosten, Altersarmut

• Bildung: Bildungssysteme, Betreuungseinrichtungen und Betreuungsgeld 

• Energiewende: Netzausbau, Energieeffizienz und Energiepreise

Die vorgenannten Themen wollen wir in dieser Ausgabe aufgreifen und kom-
mentieren. Wir wollen berechtigte Kritik üben, aber auch innovative Lösungs-
ansätze aufzeigen. Auf die Themen Entbürokratisierung und die Flüchtlings-
problematik gehen wir an dieser Stelle wegen der Komplexität nicht ein. Es
reicht auch nicht, dass der Bund die Neuverschuldung stoppt. Maßnahmen
zum Schuldenabbau stehen nicht auf der Agenda, obwohl zur Zeit die Steuer-
einnahmen sprudeln.

„Wenn nicht jetzt – wann dann“?
Die Politikerinnen und Politiker im Bund, den Ländern und den Kommunen
fordern wir auf jetzt zu handeln. 

>>>>>>>>> Uns geht es gut
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■ Welche Auswirkungen
hat der Koalitionsvertrag 

Der zwischen den Koalitionären beschlos-
sene Vertrag ist in großen Teilen kaum aus-
sagekräftig.
Viele Floskeln und Phrasen, wenig konkre-
tes und fast alles unter dem Finanzierungs-
vorbehalt.
Wichtige Themen werden nur gestreift oder
erst gar nicht behandelt. Eine Langzeitpla-
nung gibt es nicht. Eines aber ist sicher: Für
den Bürger, aber auch die kleinen Mittel-
standsunternehmen wird es teuer und un-
gerecht. Auf der letzten Seite unseres Re-
ports finden Sie unsere Meinung, unsere
Impulse zum Handeln und Forderungen an
die Politik.

Steuer 

Seit Jahren kündigt die Kanzlerin und das
Finanzministerium die Abschaffung der so
genannten kalten Progression an. Durch sie
werden Arbeitnehmer benachteiligt, die trotz
mehr Gehalt einen geringeren Nettolohn
auf ihrem Gehaltskonto verbuchen können.
Schon in vorhergehenden Regierungen woll-
te man das Steuersystem einfacher, gerech-
ter und transparenter machen – auch hier
Fehlanzeige.

Banken

Die Affären, insbesondere der Großbanken
reißen nicht ab – das Täuschen und Betrü-
gen nimmt kein Ende.
Warum auch, wenn sich die Banken nicht
nur bei der Zahlung von Bußgeldern an den
Kunden schadlos halten. Das von der Deut-
schen Bank zu zahlende Bußgeld in Höhe
von 725 Millionen hat ja auch was Gutes –
der Bund erhält aus dem EU-Topf 340 Millio-
nen zurück erstattet. Nur weiter so und
noch mehr Bußgelder, vielleicht bekommt
der Bund auf diesem Wege fast alle an die
EU gezahlten Einlagen zurück. Auch zur Dis-
krepanz des Zinssatzes zwischen der Geld-
beschaffung der Banken (0,25 %) und den
Dispozinsen (mehr als 10 %) hat man aus
dem Regierungslager so gut wie nichts ge-
hört. Im Zivilleben hätte man Kredithaien,
die das 40-fache an Zinsen verlangen schon
längst den Prozess gemacht.

Rente

Auf Grund der guten wirtschaftlichen Lage
sind derzeit die Rentenkassen voll. Eine Re-

duzierung des Beitrags wäre die Folge und
nach den Berechnungsformeln könnte der
Beitragssatz um mindestens einen Punkt
gesenkt werden. Hier will man hinsichtlich
der zu erwartenden Mehrbelastung durch
Grund- und Mütterrente jedoch die Formel
nicht anwenden. Andererseits sollen Rent-
ner im kommenden Jahr eine Rentenan-
passung von ca. 2 % erhalten, weil diese Be-
rechnungsformel nicht mehr hergibt. War-
um verzichtet man in diesem Falle nicht auf
die Anwendung der Formel?

Gesundheit

Die Gesundheits- und Pflegekosten steigen
nicht nur wegen der höheren Lebenserwar-
tung, sondern auch durch eine technisch
leistungsstärkere medizinische Versorgung
und Monopole der Pharmaindustrie. Bei den
Pflegeeinrichtungen fühlen sich die Betrei-
ber mehr den Investoren als dem Pflege-
bedürftigen verpflichtet. Das führt zwangs-
weise entweder zu höheren Pflegekosten
oder zum Pflegenotstand – oftmals zu bei-
dem. Die aus Kostengründen gehaltene ge-
ringe Personaldecke, die damit verbundene
Überbelastung des Personals sowie deren
zu geringe Bezahlung haben dazu geführt,
dass in ca. 70 % der Einrichtungen bereits
der Notstand als permanenter Begleiter vor-
herrscht.

Bildung

Pisastudie hin oder her – es fehlt an einem
zukunftsorientierten Schulsystem, das zeit-

gemäßer und flexibler auf die Schülerinnen
und Schüler eingeht und die Grundlagen
dafür schafft, dass sich die Lernenden im
Berufs- und Privatleben zurechtfinden. Das
ganze muss aber schon in den Betreuungs-
einrichtungen seinen Anfang nehmen. Die
staatlich verordneten und schnell geschaf-
fenen Betreuungsplätze sind keine Gewähr
für Qualität und Effektivität. 
Regionale und von der Trägerschaft abhän-
gige Einrichtungen weisen gravierende Un-
terschiede auf.

Energiewende

Nach der Verkündung der Energiewende ist
viel und wieder auch nichts passiert. Die
Bundesregierung und die Großkonzerne er-
klären uns, dass in Deutschland bald die Lich-
ter ausgehen, wenn nicht weiterhin Atom-
und Kohlestrom geliefert werden. 
Diese Maßnahmen sind mittelfristig notwen-
dig, aber der Umstieg auf alternative Ver-
sorgung wird weiter nach hinten gescho-
ben. 
Viel passiert ist bei der Entwicklung eines
künstlich hochgehaltenen Strompreises, da-
mit angeblich der vorgenannte Fall nicht
eintritt. Nichts hingegen ist geschehen beim
Ausbau der Netze. Es ist in diesem Jahr kein
einziger zusätzlicher Kilometer Stromnetz
hinzugekommen. 
Bei gleicher Geschwindigkeit wird das Wen-
demanöver noch einige Jahrzehnte brau-
chen – aber vielleicht gehen ja dann doch
vorher bei uns die Lichter aus?
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■ Vorsicht mit den Nutzerdaten!

Wer beim Datenschutz schludert, riskiert
saftige Geldstrafen – und seinen Ruf.
Ob Newsletter, soziale Netzwerke oder die
eigene Website – für viele Unternehmen
gehört die Kundenpflege über eine rege
Aktivität im Internet inzwischen zum Be-
triebsalltag. Doch wer die neuen digitalen
Kommunikationskanäle nutzt, darf das
Thema Datenschutz keinesfalls auf die
leichte Schulter nehmen

Personenbezogene Daten gelten als die
„Währung der digitalen Welt.“ Unterneh-
men können sie nutzen, um gezielt zu wer-

ben, regelmäßig über neue Angebote zu in-
formieren und wichtige Aufschlüsse über
die Interessen und Wünsche der Nutzer zu
erhalten. Allerdings sind diese Vorteile mit
hohen datenschutzrechtlichen Auflagen ver-
knüpft. „Unternehmer sollten den Daten-
schutz nicht als Einschränkung verstehen,
sondern als Instrument, um Vertrauen zu
schaffen.“ Denn ein hohes Datenschutzni-
veau ist ein wichtiger Baustein für ein seriö-
ses, professionelles Firmenimage. Wer da-
gegen achtlos oder leichtfertig mit den per-
sönlichen Informationen seiner Kunden um-
geht, setzt den Ruf seines Unternehmens
aufs Spiel. Zudem müssen Betreiber bei Ver-
stößen mit Abmahnungen von Konkurren-
ten sowie Bußgeldern in sechsstelliger Hö-
he rechnen.

Damit der Newsletter
nicht zum Spam wird

Der Gesetzgeber macht es Unternehmern
nicht gerade leicht, den Überblick zu behal-
ten: Es gibt eine Fülle von Regelungen, die
aus dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG),
dem Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb (UWG) und dem Telemediengesetz

(TMG) hervorgehen. „Grundsätzlich aber gilt:
Wer persönliche Daten erheben, nutzen oder
verarbeiten will, muss den Nutzer informie-
ren und seine ausdrückliche Zustimmung
einholen.“ Es empfiehlt sich, diesen Vor-
gang zu protokollieren, um das Einverständ-
nis im Streitfall nachweisen zu können. 
Damit der Newsletter also nicht zum rechts-
widrigen Spam wird, muss der Betreiber zu-
nächst um Erlaubnis fragen (§ 7 Abs. 2 Nr. 3 UWG).

Datenschutzerklärung ist Pflicht

Um juristische Probleme zu vermeiden, soll-
te auf keiner Website eine Datenschutzer-
klärung fehlen. Gemäß TMG muss der Be-

treiber darin über alle datenschutzrechtlich
relevanten Funktionen der Website infor-
mieren, etwa über die Bestellformulare für
Newsletter, Kommentarmöglichkeiten und
Gästebücher. Erklärt werden müssen zum
Beispiel Art, Umfang und Zweck der Daten-
erhebung und deren Verwendung – und
zwar auf allgemein verständliche Weise. 
Wie beim Impressum müssen die Angaben
jederzeit abzurufen und mit maximal zwei
Klicks erreichbar sein. Ein genauerer Blick
lohnt sich besonders bei den Cookies, also
den Informationen, welche die Website auf
dem Rechner des Nutzers plaziert und bei
jedem weiteren Besuch abruft. „Eine EU-
Richtlinie von 2009 sieht auch für das Set-
zen von Cookies eine generelle Einwilli-
gungspflicht vor.“ Diese ist aber noch nicht
in deutsches Recht umgesetzt, obwohl die
Frist bereits 2011 abgelaufen ist. Daher ist
die juristische Lage unklar, was für den Be-
treiber erhöhte Risiken bedeutet. Wer auf
Nummer sicher gehen will, sollte um Zu-
stimmung bitten. 
Weitere Informationen erhalten Sie unter:
www.das-rechtsportal.de
Quellenangabe Text/Bild: D.A.S. Rechtsschutzversicherung.

■ Arbeitsrecht: 
Der Altersteilzeit-Antrag muss
hieb und stichfest sein

Eine Arbeitnehmerin wollte nach 15 Jahren
Betriebszugehörigkeit ihr Arbeitsverhältnis
in Altersteilzeit fort- und zu Ende führen. 
In ihrem Schreiben teilte sie dem Arbeitge-
ber mit: „Hiermit beantrage ich die Durch-
führung einer Altersteilzeit ab spätestens
Dezember.“ Das wurde ihr jedoch abge-
lehnt, so dass sie eine Entscheidung bis zum
Bundesarbeitsgericht herbeirief.
Die Richter konnten aber der Frau aus for-
malen Gründen nur eine Absage erteilen,
denn ihr Antrag genügte nicht den Regeln
des allgemeinen Vertragsrechts. 
Umwandlungen des Arbeitsverhältnisses
müssten so formuliert sein, dass der Arbeit-
geber mit einem einfachen „Ja“ oder „Nein“
antworten könne, erklärten sie. Doch dies
habe die Betroffene versäumt, da weder ein
konkretes Datum für Anfang und Ende des
Teilzeitarbeitsverhältnisses genannt wor-
den waren, noch sich Angaben zur Vertei-
lung der Arbeitszeit gefunden hätten – und
ob sie diese Vertragsänderung dem Bestim-
mungsrecht des Arbeitgebers überlassen
wolle.
BAG, 9 AZR 664/11.

■ „Lohnsplittingmodell“:
Zahlungen führen
zu steuerpflichtigem
Arbeitslohn

Überweist eine Arbeitgeberin als Auslagen-
ersatz deklarierte Beträge auf ausländische
Konten ihrer Arbeitnehmer (sog. Lohnsplit-
tingmodell), so zählen diese Beträge grund-
sätzlich zum steuerpflichtigen Arbeitslohn
des Arbeitnehmers. 
Dies gilt nach einer Entscheidung, die das
Hamburger Finanzgericht im Rahmen der
summarischen Prüfung eines Eilantrags ge-
troffen hat, auch dann, wenn und soweit
durch die Zahlungen Werbungskosten des
Arbeitnehmers, etwa aufgrund doppelter
Haushaltsführung, erstattet werden. 

Die Zahlungen führten zu einer Steuerer-
höhung, soweit kein entsprechender Wer-
bungskostenabzug und damit eine Saldie-
rung vorzunehmen sei. 

Finanzgericht Hamburg, 
Beschluss vom 20.06.2013, 3 V 69/13, rechtskräftig.
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■ Wir fordern
von der Bundesregierung 

Es kritisieren viele – Dauernörgler, Besser-
wisser, Alleskönner – wir üben konstrukti-
ve Kritik, zeigen Lösungsansätze auf und
geben innovative Impulse. Nachfolgend ei-
nige Beispiele, die wir an dieser Stelle nur
kurz aufzeigen können. 
Für viele Lösungsvorschläge hat EMU kon-
zeptionelle Ausarbeitungen vorbereitet, die
wir unseren interessierten Mitgliedern ger-
ne zur Verfügung stellen.

Steuer 

Grundlegende Überarbeitung unseres Steu-
ersystems hinsichtlich Einfachheit, Gerech-
tigkeit und Transparenz, bei gleichzeitiger
Abschaffung der kalten Progression. 
Diese Maßnahmen haben noch einen positi-
ven Nebeneffekt – nämlich wesentlich mehr
Steuerehrlichkeit. Die Umsetzung sollte bis
Mitte der Legislaturperiode vollzogen wer-
den.

Banken

Seitens der EU wird an den Themen Banken-
regulierung und Finanzaufsicht gearbeitet
und in Teilbereichen sind auch Fortschritte
zu verzeichnen. Genau so wichtig ist insbe-
sondere für die kleinen Mittelstandunter-
nehmen und Existenzgründer das Zinsge-
baren und die restriktive Kreditvergabe der
Geschäftsbanken. Die Regierung muss Posi-
tion beziehen und die Dispositionszinssätze
nach oben begrenzen und zwar sofort.

Rente

Das Rentenanrecht soll gemäß Koalitions-
vertrag ab dem 63. Lebensjahr abzugsfrei
bestehen, soweit der GRV-Versicherte min-
destens für 45 Jahre versichert war. Diese
Maßnahme ist richtig aber auch teuer und
man muss bei steigender Lebenserwartung
und Lebensläufen komplett umdenken. Ein
Instrument kann eine flexible Gestaltung des

Renteneintrittsalters vom 55. bis zum 75.
Lebensjahr sein, wobei das 67. Lebensjahr
als Grundlage (100 %) für die Berechnung
dient. Wer früher in Rente geht erhält weni-
ger, wer später geht bekommt mehr. Im Zu-
sammenhang mit der Grundrente (zukünf-
tig Solidarrente genannt) und der Mütter-
rente kommen erhebliche Belastungen auf
den Bürger zu. Wenn schon solidarisch, dann
doch richtig. Verwendet man zukünftig den
Soli (nach vorangegangener Gesetzesände-
rung) mit derzeit ca. 14 Mrd. Einnahmen,
könnte ein Großteil der Zusatzkosten abge-
federt werden, ohne das der Bürger eine hö-
here Belastung als im Moment hat. Zudem
wäre das, wenn auch im eingeschränkten
Rahmen, ein erster Schritt zu einer steuer-
finanzierten Rente.

Gesundheit

Die in der Vergangenheit beschlossenen Re-
formen in der Kranken- und Pflegeversiche-
rung haben nicht zum Erfolg geführt. An
dieser Tatsache wird sich auch nichts än-
dern, egal ob GKV oder PKV und die Einrich-
tung einer Bürgerversicherung schon gar
nicht. Hier müssen grundsätzliche Dinge
und das quasi Monopol der Pharmaindus-
trie angegangen werden, deren Produkte in
Deutschland teuer und im Ausland wesent-
lich günstiger angeboten werden. Im Be-
reich der Pflege muss der Gesetzgeber Grund-
lagen schaffen, die den Pflegebedürftigen
zu Gute kommen. 
Das sind in erster Linie Maßnahmen zur Ver-
besserung der Qualität und der Quantität

des Personals, bessere Bezahlung und eine
größere körperliche Entlastung.

Bildung

In diesem Bereich fehlen Planungsvorgaben,
die eine homogene Verfahrensgrundlage für
das erste Drittel des Lebens aufzeigen – also
für alle vom 1. bis 25. Lebensjahr. Hier sind
die Politik, die Institutionen und auch die Un-
ternehmen zum Handeln aufgefordert. Ein
wesentlicher Punkt ist dabei die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf aber auch die Fi-
nanzierbarkeit. Der Bundesrat hat erst kürz-
lich ein Gesetz zur Einführung des so ge-
nannten Bildungssparens abgelehnt. Unser
Verband hatte zwei Ministerien Konzepte
zur Existenzsicherung unterbreitet. Das Kon-
zept orientiert sich an der Systematik eines
Bausparvertrages und sollte unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Lebens-
situation in vielen Bereichen anwendbar
sein. Zum Beispiel für: Kita, Kindergarten,
Schule, Studium, qualifizierte Ausbildungen,
Meisterprüfung, Existenzgründung usw.

Energiewende

Wir fordern die Beschleunigung beim Netz-
ausbau, Förderung technischer Lösungen
zur Stromspeicherung und intelligente Maß-
nahmen zur Nutzung alternativer Energien
aus Sonne – Wasser – Wind. Je schneller wir
diese Aufgabe bewältigen, umso stärker
sind die Nachahmungsimpulse für andere
Staaten. Profiteure wären dann die deut-
sche Wirtschaft und viele mittelständische
Unternehmen. 

EMU e. V.
Bachstraße 11 A
82291 Mammendorf
Telefon: 0 8145 - 52 10
Telefax: 0 8145 - 5240
E-Mail: info@emu-verband.de
Web: www.emu-verband.de
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